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Gemeinde Brockel
Landkreis Rotenburg (Wümme)

BEBAUUNGSPLAN NR. 26
"Ecke Bahnhofsstraße / Hauptstraße"

mit örtlichen Bauvorschriften

Stand: 20.05.2026

- Entwurf -

PLANZEICHENERKLÄRUNG
(Baugesetzbuch (BauGB) und Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der zur Zeit der geltenden Fassung)

1. Art der baulichen Nutzung

Mischgebiet (MI) (§ 6 BauNVO)

Gewerbegebiet (eingeschränkt) (GEe 1 und 2) (§ 8 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung

GRZ 0,6 Grundflächenzahl als Höchstmaß (§ 19 BauNVO)

II Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 16 Abs. 2 Nr. 3
BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

o offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

a abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 1 Nr. 11
BauNVO)

4. Verkehrsflächen

Straßenverkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11
BauGB)

5. Planungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Erhalt von Einzelbäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b
BauGB)

6. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (§ 16 Abs. 5 BauNVO)

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO)

1.1 Im Mischgebiet (MI) sind zulässig:
- Wohngebäude,
- Geschäfts- und Bürogebäude,
- Einzelhandelsbetriebe,
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- sonstige Gewerbebetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
- Gartenbaubetriebe.

1.2 Im MI sind ausnahmsweise zugelassene Vergnügungsstätten im Sinne des § 6 Abs. 3 BauNVO nicht
Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.3 In den eingeschränkten Gewerbegebieten 1 und 2 (GEe 1 und 2) sind zulässig:
- Gewerbebetriebe aller Art,
- Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
- Tankstellen,
- Anlagen für sportliche Zwecke.

1.4 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im GEe 1 und 2 ausnahmsweise zugelassene Wohnungen für Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,
ausnahmsweise zugelassene Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke im Sinne
des § 8 Abs. 3 Nr. 2  BauNVO und ausnahmsweise zugelassene Vergnügungsstätten im Sinne des § 8 Abs. 3
Nr. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.5 Im GEe 2 sind unabhängig von den Regelungen zu Ziffer 1.4 Wohngebäude als gebietsfremde Nutzung
zulässig.

2. Höhe baulicher Anlagen
(§ 9 Abs. 3 BauGB, § 18 BauNVO)

Im GEe 1 und 2 ist die Höhe der baulichen Anlagen auf eine Oberkante (OK) von 10,00 m Höhe (gemessen von
der endgültigen Fahrbahnoberkante der angrenzenden Gemeindestraße in der Mitte der Straßenfront des
Grundstücks) begrenzt. Ausgenommen hiervon sind turmartige Aufbauten (z.B. Schornsteine), technische
Anlagen mit einer Grundfläche bis zu 10 m² und untergeordnete Bauteile.

3. Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

In der abweichenden Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO sind Gebäude mit einer Länge über 50 m zulässig.

4. Erhalt von Bäumen
(§ 9 (1) Nr. 25b BauGB)

Der in der Planzeichnung zu erhalten festgesetzte Einzelbaum (Stieleiche) ist dauerhaft zu erhalten. Abgängiger
Baumbestand ist durch eine Neuanpflanzung eines standortgerechten, einheimischen Laubbaumes zu
ersetzen. Dabei ist die Pflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm
zu verwenden.
Bei allen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schützen.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(gem. §§ 56, 80 u. 84 der Nieders. Bauordnung)

1. Dächer
Dächer der baulichen Anlagen sind nur in gedeckten Farbtönen von rot bis rotbraun und anthrazit auszuführen.
Ausgenommen hiervon sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen i.S.d. § 12 BauNVO sowie
Wintergärten. Zusätzlich sind begrünte Dächer und Photovoltaikanlagen zulässig.

2. Dachneigung
Im Plangebiet ist eine Dachneigung von mindestens 15 Grad einzuhalten.

3. Traufhöhe
In den Gewerbegebieten GEe 1 und 2 darf eine Traufhöhe (TH) von 6,00 m nicht überschritten werden.
Bezugspunkt für die maximal zulässige Traufhöhe ist die endgültige Fahrbahnoberkante der an das Grundstück
angrenzenden Straße, gemessen in der Mitte der Straßenfront des Grundstücks.

4. Außenwände
Die Fassaden der baulichen Anlagen sind bei Verblendmauerwerk nur in einem Rotton zulässig.
Metallverkleidungen sind nur in matten Farben grün, grau und anthrazit zulässig.

5. Ordnungswidrigkeiten
Hinweis: Ordnungswidrig handelt, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder Unternehmer den Bestimmungen
der örtlichen Bauvorschrift über Gestaltung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten nach § 80 Abs. 3 NBauO
können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit Geldbußen bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

HINWEISE
1. Bodenschutz
Sollten während der Erdarbeiten vor Ort Bodenverunreinigungen, unnatürliche Bodenverfärbungen
Abfallablagerungen und/oder Gerüche festgestellt werden, so sind diese dem Landkreis Rotenburg (Wümme),
Amt für Wasserwirtschaft und Straßenbau, Amtshof, 27356 Rotenburg (Wümme), unverzüglich schriftlich
anzuzeigen und die Arbeiten bis auf weiteres einzustellen.

2. Belange des Artenschutzes
Mit der Umsetzung der Planung sind Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nicht zu erwarten
bzw. können diese vermieden werden. Als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen sind zu beachten,
dass die Rodung der Gehölze außerhalb der Brut- und Setzzeit sowie Sperrfrist (01.03. bis 30.09.), gemäß § 39
Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG, erfolgt. Weiterhin ist über eine Begehung der Bauflächen vor Baubeginn
sicherzustellen, dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Baumaßnahmen zerstört werden. Bei zukünftigen
Um- bzw. Ausbaumaßnahmen am vorhandenen Gebäudebestand sind die Gebäude vor Durchführung von
Baumaßnahmen nochmals von einem Gutachter auf Besatz zu untersuchen.

3. Archäologische Bodenfunde
Im Gebiet des Bebauungsplans werden archäologische Funde vermutet (Bodendenkmale gemäß § 3 Abs. 4
des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes).
Nach § 13 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes bedarf die Durchführung von Erdarbeiten einer
Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde, die bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen
zusammen mit der Baugenehmigung zu erteilen ist, bei genehmigungsfreien Vorhaben separat beantragt
werden muss. Mit Auflagen zur Sicherung oder vorherigen Ausgrabung muss gerechnet werden.

4. Denkmalschutz
Im Geltungs- und Wirkungsbereich des Bebauungsplanes besteht grundsätzlich Umgebungsschutz gemäß § 8
NDSchG. Gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 4 NDSchG besteht eine Genehmigungspflicht für alle Maßnahmen der
Errichtung, Änderung und Beseitigung von Anlagen (zum Beispiel auch für Werbeanlagen, Solar- oder PV-
Anlagen und Straßenbeläge) in der Umgebung von Baudenkmalen. Bei der Durchführung von
Einzelbauvorhaben ist frühzeitig Kontakt mit der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Rotenburg
(Wümme) aufzunehmen.

RECHTSGRUNDLAGEN
Für den Bebauungsplan gelten folgende Rechtsgrundlagen:

 Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

 Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung – PlanzV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S.
3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394)
geändert worden ist.

 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46 - VORIS
21072 -), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52) geändert
worden ist

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am __________ die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am __________ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Brockel, den __________

____________________
(Lüdemann)

Bürgermeister

2. Vervielfältigungen

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte (ALKIS)
Maßstab: 1:1.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der
Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2025
Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung
Niedersachsen
Regionaldirektion Otterndorf

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom __________). Sie ist
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Scheeßel, den __________

____________________
(Öffentlich best. Vermessungsingenieur)

3. Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ wurde ausgearbeitet von der

Planungsgemeinschaft Nord GmbH
Große Straße 49
27356 Rotenburg (Wümme)
Tel.: 04261 / 92930 Fax: 04261 / 929390
E-Mail: info@pgn-architekten.de

Rotenburg (Wümme), den __________

____________________
(Mock)

Planverfasser

4. Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am __________ dem Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ und der Begründung zugestimmt und seine
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __________ ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ und die Begründung haben vom
__________ bis zum __________ gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Die auszulegenden Unterlagen wurden im Internet auf der Homepage der Gemeinde Brockel zur Verfügung
gestellt.

Brockel, den __________

____________________
(Lüdemann)

Bürgermeister

5. Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Brockel hat den Bebauungsplan Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ und die
Begründung nach Prüfung der Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am __________ als
Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Brockel, den __________

____________________
(Lüdemann)

Bürgermeister

6. Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
am __________ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“ ist damit am __________ rechtsverbindlich
geworden.

Brockel, den __________

____________________
(Lüdemann)

Bürgermeister

7. Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, Mängel der Abwägung

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“
sind eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, eine Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder Mängel des Abwägungsvorgangs nicht
geltend gemacht worden.

Brockel, den __________

____________________
(Lüdemann)

Bürgermeister

PRÄAMBEL

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 84 der Niedersächsischen
Bauordnung (NBauO) und § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat
der Gemeinde Brockel am __________ diesen Bebauungsplan Nr. 26 „Ecke Bahnhofsstraße/ Hauptstraße“,
bestehend aus der Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften sowie der
Begründung, als Satzung beschlossen.

Brockel, den __________

____________________
(Lüdemann)

Bürgermeister


